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Amtsblatt der Europäischen Union

C 53/18

Vorabentscheidungsersuchen der Înalta Curte de Casa?ie ?i Justi?ie (Rumänien), eingereicht am 
5. November 2020 — SC Cridar Cons SRL/Administra?ia Jude?ean? a Finan?elor Publice Cluj, 
Direc?ia General? Regional? a Finan?elor Publice Cluj-Napoca

(Rechtssache C-582/20)

(2021/C 53/23)

Verfahrenssprache: Rumänisch

Vorlegendes Gericht

Înalta Curte de Casa?ie ?i Justi?ie

Parteien des Ausgangsverfahrens

Rechtsmittelführerin: SC Cridar Cons SRL

Rechtsmittelgegnerinnen: Administra?ia Jude?ean? a Finan?elor Publice Cluj, Direc?ia General? 
Regional? a Finan?elor Publice Cluj-Napoca

Vorlagefragen

1.

Sind die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem (1) und Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union dahin 
auszulegen, dass sie nationalen Rechtsvorschriften entgegenstehen, die es den Steuerbehörden, 
nachdem sie einen Steuerbescheid erlassen haben, mit dem die Anerkennung des Rechts auf 
Vorsteuerabzug abgelehnt wird, erlauben, die Entscheidung über den Verwaltungsrechtsbehelf bis 
zum Abschluss eines Strafverfahrens auszusetzen, das zusätzliche objektive Anhaltspunkte für 
die Beteiligung des Steuerpflichtigen an der Steuerhinterziehung liefern könnte?

2.

Könnte die Antwort des Gerichtshofs der Europäischen Union auf die vorstehende Frage anders 
ausfallen, wenn dem Steuerpflichtigen während der Aussetzung der Entscheidung über den 
Verwaltungsrechtsbehelf vorläufige Maßnahmen gewährt würden, mit denen die Wirkungen der 
Versagung des Vorsteuerabzugsrechts ausgesetzt werden?

(1)  ABl. 2006, L 347, S. 1.


